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Die USA sind – gemessen am erzielten Ein-
kommen – noch immer die erfolgreichste
Wirtschaftsregion der Welt. Das Pro-Kopf-
Einkommen liegt 2010 – nach Berücksich-
tigung von Kaufkraftunterschieden – um
30 % höher als in der EU 15 (wenn nicht
anders erwähnt, bezieht sich »Europa« auf
die EU 15). Ihr BIP beträgt 85 % der EU 27.
Der Vorsprung des Pro-Kopf-Einkommens
der USA, verglichen mit der EU 27, würde
40 % ausmachen. Je Erwerbstätigen sind es
29 %, je Arbeitsstunde 18 %. Die US-Er-
werbstätigen arbeiten 1.742 Stunden pro
Jahr,die Europäer 1.593 Stunden.Die abso-
lute Wirtschaftsleistung zu Wechselkursen
wird zwar heute von jener der EU 27 knapp
übertroffen, jedoch mit einer um 60 %
größeren Bevölkerung, China erzielt mit
einer viermal so großen Bevölkerung ein
Drittel der Wirtschaftsleistung.

Der wirtschaftliche Vorsprung der USA
gegenüber Europa hat sich in den letz-
ten 15 Jahren nicht verringert, obwohl dies
oft erwartet wurde. Die US-Wirtschaft ist
seit 1990 um 2,6 % (real, p.a.) gewachsen,
die europäische um 1,7 %. Im Pro-Kopf-
Wachstum ist der Unterschied etwas klei-
ner. Die US-Bilanz verliert an Glanz, wenn

man neben der Wirtschaftsleistung die
Außenhandelsbilanz, das Budget und den
Arbeitsmarkt einbezieht, denn die USA
haben eine defizitäre Handels- und Leis-
tungsbilanz. Das signalisiert Wettbewerbs-
probleme im industriellen Sektor, kostet
Arbeitsplätze und bringt Instabilität für die
Weltwirtschaft, ist aber für die USA kein
Problem, solange andere Länder in den
Vereinigten Staaten hohe und stabile Er-
träge erwarten.

Das Budgetdefizit in den USA war
schon vor der Krise hoch und liegt 2010
mit 10 % deutlich höher als in Europa. Die
Schuldenquote ist heute relativ zur Wirt-
schaftsleistung ähnlich, steigt aber schnel-
ler. Die Schulden sind nicht durch Zu-
kunftsinvestitionen (z.B. Bildung) ent-
standen, sondern aus einer Kombination
hoher Militärausgaben und dem Versuch
der Bush-Regierung, Steuern zu senken.
Viele US-Bundesstaaten sind ebenso stark
verschuldet wie Griechenland.

Steigende Unsicherheit

Die Arbeitslosigkeit war bis 1984 in den
USA höher als in Europa. Seither liegt sie
bis 2008 in den USA niedriger (z.B. 2008
5,8 % vs. 7,1 % in EU 15). In der Krise ist sie
stark gestiegen und zur Jahresmitte 2010
ein Grund für die steigende Unsicherheit.
Spiegelverkehrt liegt die Erwerbsbeteili-
gung heute in den USA höher als in Euro-
pa, nachdem sie bis Mitte der 70er Jahre in
Europa höher lag.

Karl Aiginger

Das sozioökonomische System der USA:
Vorteile, Probleme, Entwicklung

Wie kann der »amerikanische Weg« im Vergleich zu Europa gewertet werden? Es
geht um die wirtschaftliche Performance, um die Verteilung von Mobilität und
Offenheit bis hin zu Fragen von Gesundheit, Bildung und Umwelt: All diese Fra-
gen sind für die USA vor allem hinsichtlich der neuen Strategie Europas und des
Aufstiegs Chinas bedeutend.

Karl Aiginger

(*1948) ist seit 2005 Direktor des
Österreichischen Instituts für

Wirtschaftsforschung (WIFO) und
Honorarprofessor für Volkswirtschaft

an der Johannes-Kepler-Universität
Linz.

Karl.Aiginger@wifo.ac.at

NGFH 10_2010_Umbruch_Archiv.qxd  21.09.2010  09:35  Seite 22



DA S T H E M A

N G | F H   1 0 | 2 010 2 3

Die Wohlfahrt eines Landes ist auch
von Verteilung, Armut und der Absiche-
rung von Risiken abhängig. Die Relation
der Top-20-Einkommen zu den niedrigen
20 % ist in den USA doppelt so hoch. Auch
die Armutsquote liegt, verglichen mit dem
Durchschnitt der europäischen Länder,
deutlich höher. Da die regionalen Unter-
schiede (zwischen Ländern) in Europa grö-
ßer sind als in den USA, wird der Unter-
schied geringer,würde man gesamteuropä-
ische Armuts- und Ungleichheitsindika-
toren berechnen.

Das US-Gesundheitssystem ist extrem
teuer (16 % des BIP, EU 15 ca. 10 %, 2008).
Dennoch waren 20 % der Bürger bis 2010
nicht versichert. Die Spitzenmedizin in
den USA ist, gemessen an Heilungserfol-
gen bei Operationen und schweren Krank-
heiten, ausgezeichnet. Ernährungsgewohn-
heiten und in der Folge Dickleibigkeit sind
ein Problem mit großen Unterschieden
nach Schichten und Hautfarbe.

Der Staatssektor ist in den USA kleiner.
Die Steuer- und die Staatsausgabenquote
liegen um fast zehn Prozentpunkte unter
jenen der EU. Der Anteil der Sozialausga-
ben liegt ebenfalls niedriger, der Unter-
schied wird kleiner, wenn man auch private
Sozialausgaben dazu zählt. Ein höherer An-
teil der Bevölkerung – mit starken Unter-
schieden zwischen weißer und schwarzer –
befindet sich im Gefängnis.

Die amerikanische Gesellschaft ist of-
fener für Zuwanderung und für vertikale
Mobilität. Die Bevölkerung steigt seit 1970
um 50 % (von 205 Millionen auf 310 Mil-
lionen), auch in den beiden letzten Jahr-
zehnten noch um 60 Millionen. Die Ein-
wanderung von 1990 bis 2009 beträgt 20
Millionen Personen. Die europäische Be-
völkerung (EU 15) wuchs seit 1970 nur
von 340 auf 398 Millionen (+ 17 %), ist
einem starken Alterungsprozess unter-
worfen und wird ab 2025 sinken. In den
USA ist die Geburtenrate hoch (14 je 1.000
Einwohner vgl. mit 10 in Europa), der An-
teil der Nicht-Weißen unter der US-

Bevölkerung wird 2042 über 50 % liegen.
Die regionale, berufliche und Aufwärts-
mobilität ist höher. Die USA sind bei der
Überprüfung der Einreise – besonders seit
2001 – restriktiv und haben eine Mauer ge-
gen Mexiko errichtet. Sie gehen bei inter-
nationalen Problemen oft einen Sonder-
weg und verzögern die Unterzeichnung
von Vereinbarungen.

Die Umwelt hat in den USA einen ge-
ringeren Stellenwert. Der Energieverbrauch
ist, gemessen an der Wirtschaftsleistung,
noch immer fast doppelt so hoch wie in
Europa, ebenso die Emission von Treib-
hausgasen, trotz des hohen Anteils von
Atomkraft. Im Index der Umweltqualität
der Yale Universität liegen die USA an 60.
Stelle. Die USA bremsen bei Klimaschutz-
abkommen und der Verteuerung fossiler
Energie. Ehrgeizige nationale Projekte zur
Gewinnung alternativer Energien haben
begonnen.

Die Forschungsausgaben sind lang-
fristig um mehr als ein Viertel höher als in
Europa (2,8 % vs. 2,0 %, 2008). Der Anteil
der Grundlagenforschung und der Firmen-
forschung ist hoch, je Beschäftigten gibt es
doppelt so viele Forscher. Neue Techno-
logien und Industrien werden schnell ent-
wickelt und angewendet, Europa ist oft ein
Follower in der zweiten Phase des Pro-
duktzyklus, dann allerdings mit beacht-
lichem Erfolg. Die Akademikerquote und
der Anteil der Sekundärabschlüsse sind
wesentlich größer. Bezüglich der Quali-
tät der Ausbildung liegen die USA beson-
ders im Spitzenfeld besser, im unteren
Bereich schlechter. Im Pisa-Ranking lie-
gen die USA im Bereich der Naturwissen-
schaft (Science) knapp unter der Mitte der
Länder, weit hinter Großbritannien und
Deutschland, die Streuung der Ergebnisse
ist groß: Die USA haben sowohl einen
hohen Anteil im besten Segment wie auch
im schlechtesten. Eine ähnliche Position
knapp unterhalb der Hälfte der Länder
nehmen die US-Schüler im Bereich Ma-
thematik ein.
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Die USA, ein Wohlstandsland?

Zwei Indikatoren versuchen, eine Ge-
samtwertung des Wohlstands vorzuneh-
men. Die Lebenserwartung bei der Geburt
liegt in Europa höher als in den USA,
nämlich bei 80,6 Jahren vs. 77,8 Jahren.
Die Lebenserwartungen für Personen ab
dem 65. Lebensjahr, die eher Gesundheits-
system, Stress oder Lebenszufriedenheit
widerspiegeln, liegen etwas näher (85,5
Jahre in der EU 15 vs. 83,4 Jahren in den
USA).

In Befragungen bezeichnet ein größe-
rer Teil der Amerikaner sich als »glück-
lich«. Es ist unklar, ob die Antworten nicht
auch nationale Normen widerspiegeln. In
den USA ist jede(r) für ihr (sein) eigenes
Glück verantwortlich, man kann Unzu-
friedenheit nicht einem Dritten anlasten
(Staat, Gesellschaft, Hierarchie).

Die jüngste Finanzkrise (siehe Aigin-
ger 2010A) ist in erheblichem Ausmaß auf
amerikanische »Innovationen« zurückzu-
führen (neben makroökonomischen Un-
gleichgewichten und Regulierungsfehlern);
sie wurden allerdings in anderen Ländern
begeistert gekauft. Der Zwang zu hohen
Renditen hat eine Rolle gespielt, ebenso
Deregulierungen, Wegblicken der Regulie-
rungsinstanz, niedrige Lohnquoten und
die politische Priorität von Hauseigentum.
Obwohl »Epizentrum« der Krise, hat die
Wirtschaftsleistung in den USA 2009 we-
niger gelitten als in Europa, und die erste
Erholungsphase war wesentlich steiler.
Dies spiegelt die interne Flexibilität der
US-Wirtschaft wider und auch die Politik,
die pragmatisch und wenn nötig intensiv
gegensteuert. Die Stimulierungspakete wa-
ren in den USA größer, die Geldpolitik ex-
pansiver und die Bereitschaft zu verstaat-
lichen (z.B. General Motors) überra-
schend. Generell scheint die Steuerungs-
willigkeit und -fähigkeit des US-Systems
größer als in Europa (mit seiner Zersplit-
terung zwischen EU-Ebene und nationa-
len Entscheidungen).

Barack Obama versucht, Schwächen
des amerikanischen Systems abzubauen.
Die Reform des Gesundheitssektors soll
und wird die Zahl der Unversicherten sen-
ken, Unilateralismus und das Postulat der
»Einzigartigkeit« wurde abgeschwächt. Der
Umweltbereich steht auf der Agenda. Die
Reduktion von Arbeitslosigkeit hat Priori-
tät vor Budgetkonsolidierung. Der interne
Widerstand gegen seine Politik wird aller-
dings vor den Kongresswahlen und durch
die Tea Party-Bewegung stärker. Auch gibt
es widersprüchliche Signale (z.B. Ölboh-
rungen in sensiblen Gebieten). Erst die Ge-
schichte wird zeigen, ob es eine längerfristi-
ge Annäherung an das europäische Modell
geben wird (die explizit nicht geplant ist).
Es könnten auch später die Differenzen
wieder größer werden und handelspoli-
tische Konflikte hinzukommen.

Die weltwirtschaftliche Machtvertei-
lung hat sich durch die Krise bleibend ge-
ändert. China und Indien haben mitge-
holfen, eine Krise im Ausmaß der »Großen
Depression« zu verhindern (neben der
Wirtschaftspolitik in den Industrieländern;
siehe Aiginger 2010B). China ist die zweit-
größte Wirtschaftsmacht, auch Südameri-
ka und Afrika wachsen 2010 relativ rasch.
Die Türkei und andere Länder der Schwarz-
meerregion haben entscheidende Energie-
ressourcen. Keines dieser Länder orientiert
sich explizit am amerikanischen Modell,
allerdings auch nicht am europäischen. Die
Modelle sind auch innerhalb der asiati-
schen Länder unterschiedlich, haben aber
eine erhebliche zentrale Koordination ge-
meinsam.

Auch in Europa sind mindestens fünf
Modelltypen zu unterscheiden, mit dem
angelsächsischen Modell auf der einen
Seite, das dem US-Modell relativ ähnlich
ist, allerdings auch eigene Elemente hat
(staatlichen Einfluss in Gesundheit und
Bildung) und starken Veränderungen un-
terworfen ist (Thatcher/Blair/Cameron),
und dem skandinavischen Modell auf der
anderen Seite. Dieses vereint Effizienz, so-
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ziale Inklusivität und Ökologie, gibt der
Zukunft einen hohen Stellenwert. Die neuen
Mitgliedsländer der EU schätzen Elemente
des amerikanischen Modells als Gegensatz
zum früheren Übergewicht von Planung
und Staatseinfluss.

Die Unterschiede haben 50 Jahre eines
prinzipiell erfolgreichen Integrationspro-
zesses überlebt. Die Diversität und der
Verzicht auf eine »Wirtschaftsregierung«
führen allerdings dazu, dass die Vorteile
des Modells nicht vermarktet oder über ei-
ne aktive Außenwirtschaftspolitik genutzt
werden.

Das größte Lob des europäischen Mo-
dells kommt von einem Amerikaner (der
in der Transformation der ehemaligen
Planwirtschaft das amerikanische Modell
mit Härte durchsetzen wollte), nämlich
von Jeffrey Sachs: »Europa ist ein Frie-
densmodell, hat starke Demokratien, es
gibt keine soziale Unterklasse. Es ver-
handelt bei politischen Konflikten statt zu
bombardieren, hat die höchste Lebens-
erwartung und die geringste Kindersterb-
lichkeit. Europa zeichnet sich aus durch
hohe Energieeffizienz und Bekenntnis

zu alternativen Energien, Europäer ha-
ben mehr Freizeit« (Financial Times, 19.
8.2008).
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Die europäische Linke definiert sich durch
historische Ereignisse: In Großbritannien
z.B. durch die Englische Revolution und
die Chartisten. Auf dem Kontinent sind
die Revolutionen von 1789 und 1848 maß-
geblich. Auch 1917 ist noch nicht verges-
sen, 1933 und 1945 besitzen ihre Bedeu-
tung, und auch 1968 ist nicht nur ein Da-
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Eine Linke oder mehrere:
Das Problem der Vereinigten Staaten

Es ist heute nicht klar, weshalb Marx davon überzeugt war, dass die Vereinigten
Staaten sich schneller zum Sozialismus hin entwickeln würden als die Europäer.
Denn nicht nur die Gesellschaft der USA als Ganzes ist zutiefst gespalten, die
Linke selbst ist es auch. Ein Blick in die Geschichte beleuchtet die Ursachen.
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